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Vorwort

Die Steuerpflichtigen und ihre Steuerberater treffen fast immer völlig überraschend und unvorbe-
reitet mit der Steuerfahndung zusammen. Entweder stehen die Fahndungsprüfer ohne Voranmel-
dung zu einer Durchsuchung vor der Tür oder sie treffen anders als bei der Betriebsprüfung ohne 
Vorankündigung im Besteuerungsverfahren zusammen.
Die steigende Anzahl der Ermittlungsverfahren, die Zahl der Steuerfahnder, ihre Vernetzung mit 
anderen Behörden und der zunehmend immer gläsern werdende Steuerbürger führen zu einem 
kontinuierlichen Anstieg an Ermittlungsverfahren. Die steuerberatenden Berufe werden damit 
häufiger als bisher mit der Steuerfahndung konfrontiert und sind im Steuerstrafverfahren häufig 
die ersten Ansprechpartner. Oftmals sind diese mit dem Verfahren und dessen Besonderheiten 
überfordert; es sind Kenntnisse über die Steuerdelikte, die Ermittlungsmöglichkeiten und deren 
Rechtsgrundlagen sowie über die Möglichkeiten der Verteidigung erforderlich. Gleichzeitig sind 
damit aber nicht nur für den Mandanten, sondern auch für den Steuerberater Risiken verbunden. 
Ohne zumindest einen Überblick über die wesentlichen Regeln und Grundsätze des Steuerrechts 
und des Straf- und Strafverfahrensrechts zu besitzen und deren gegenseitige Wechselwirkungen 
zu kennen, ist deshalb eine erfolgreiche Vertretung von Mandanten nicht möglich.
Unkenntnis hinsichtlich Zuständigkeiten sowie der Aufgabenverteilung der unterschiedlichen 
Steuer-, Ermittlungs- und Strafverfolgungsbehörden erschwert neben mangelnder Routine auf 
diesem Gebiet eine effiziente und erfolgversprechende Verfahrensbeendigung, begleitet von der 
Besonderheit, dass nicht die Tätersuche, sondern der Nachweis der Tat im Vordergrund steht. Der 
Schwerpunkt der Verteidigung liegt nicht in der Hauptverhandlung, sondern beginnt bereits im 
Ermittlungsverfahren gegenüber der Steuerfahndung!
Aufgrund der staatlich immer weiter ausgedehnten Aktionsradien der Steuerfahndung- sie wird 
zunehmend auch im Besteuerungsverfahren tätig, weil von ihr Sachverhalte mit bundesweitem Be-
zug schneller als durch die Finanzämter aufgeklärt werden können und Ermittlungsmaßnahmen 
vor Ort ohne jede Voranmeldung zulässig sind- und der inzwischen unübersichtlichen Gesetzes-
materie, die ständigen Änderungen unterworfen ist, birgt dies zwar Beratungsansätze, aber auch 
Risiken. Gerade erst wieder zum 1.1.2008 sind in verschiedenen Gesetzen Änderungen erfolgt, 
die nicht sofort überschaubar sind. Sie werden bereits in diesem Handbuch berücksichtigt,
Die erforderlichen Grundkenntnisse werden hier in komprimierter Form vorgestellt. Darüber hi-
naus werden die in der Praxis gewonnen Erfahrungen von und mit der Steuerfahndung ebenso 
berücksichtigt wie taktische Vorgehensweisen, die in der Praxis häufig großzügiger verfährt, als 
es nach den gesetzlichen Vorgaben erforderlich wäre. In einer Vielzahl von Praxishinweisen und 
Beispielsfällen wird dies veranschaulicht.
Die Arbeit der Autoren ist von ihrem gemeinsamen Interesse geprägt, Steuerberatern in einem 
kompakten Handbuch trotz des begrenzten Umfangs Umfassendes zum fairen Umgang mit der 
für viele spröden Materie zu vermitteln. Deshalb haben sich bewusst zwei auf dem Gebiet des 
Steuerstrafverfahrens erfahrene Beraterinnen und einer der dienstältesten Steuerfahndungsstel-
lenleiter zusammengefunden. Eine derartige Kombination von Fachwissen sucht in der Literatur 
bislang ihresgleichen und lässt am praktischen Erfahrungsschatz teilhaben. Eine der Grundlage 
neben den praktischen Erfahrungen aus dem Beratungsalltag waren u.a. viele bereits in Einzel-
seminaren und zur Schulung der Berliner Steuerfahnder verwendete Unterlagen, die erstmals in 
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dieser Form einer breiteren Öffentlichkeit vorgestellt werden sollen. Da bis auf wenige regionale 
Unterschiede die Steuerfahndung bundesweit auf derselben Rechtsgrundlage arbeitet, können di-
ese dabei eingeflossenen praktischen Erfahrungen bundesweit angewandt werden.
Gedankt werden soll hierbei auch Frau Rechtsanwältin Christine Varga von Rödl & Partner, für ihre 
unermüdliche und wertvolle Unterstützung bei Recherchetätigkeiten und dem Korrekturlesen.

April 2008
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Die Steuerfahndung§ 1 

A. Die Stellung der Steuerfahndung im 
Ermittlungsverfahren

Die Steuerfahndung steht immer wieder im besonderen Interesse der Medien. Dabei entsteht 
häufig ein falsches Bild, weil nur selten ihre Rechtsstellung innerhalb der Finanzverwaltung kor-
rekt berücksichtigt wird. Auch über ihre Aufgaben und Befugnisse bestehen weitgehend nicht die 
richtigen Vorstellungen.
Das Verständnis für die Stellung der Steuerfahndung wird allerdings auch dadurch erschwert, 
dass neben und mit ihr nicht nur die weitgehend unbekannte Bußgeld- und Strafsachenstelle, 
sondern noch andere Strafverfolgungsorgane mit unterschiedlichen Befugnissen und Aufgaben 
zuständig sind. Der Auftritt der Finanzbehörden im Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren 
mit all seinen Besonderheiten, die nicht bundeseinheitlich vergleichbaren Organisationsformen 
und die Begrenzung der Zuständigkeit auf Steuerdelikte führt zusätzlich zu einer großen Unüber-
sichtlichkeit der Rechtssituation. 
Die genaue Kenntnis über diese Einzelheiten ist auch deshalb wichtig, weil sich hieraus erhebliche 
Auswirkungen für die Rechte als Verteidiger und Steuerberater, für Beschuldigte und Zeugen aber 
auch für das Finanzamt selbst ergeben. Darum ist es auch erforderlich, Übersicht über die ver-
schiedenen Organisationsformen und Kenntnis von den Aufgaben und der Rechtsstellung der 
Bußgeld- und Strafsachenstelle zu besitzen. 
Hinzu kommen spezielle Verwaltungsrichtlinien, wie sie mit den ebenfalls überwiegend unbe-
kannten „Anweisungen für das Straf- und Bußgeldverfahren (Steuer)“ bestehen. Diese als „AStBV 
2008“ derzeit gerade neu gefassten Anweisungen sind durch gleich lautende Erlasse der obersten 
Finanzbehörden der Länder bekannt gegeben und mit diesen im BStBl. 2007 I S. 830 ff. veröffent-
licht. Sie werden seit dem Jahr 2004 im Zwei-Jahres-Rhythmus überarbeitet und an die aktuelle 
Rechtslage angepasst. Die AStBV binden nicht nur die Steuerfahndung und die Bußgeld- und 
Strafsachenstellen, sondern auch die Finanzämter (vgl. Einführung und Nr. 1 AStBV). Gleichzei-
tig weisen sie auf Ermittlungsmöglichkeiten und Informationsquellen, aber auch auf Beschrän-
kungen bei der Tätigkeit hin. 

Praxishinweis: !

Wie alle Verwaltungsanweisungen entfalten auch die AStBV als interne Dienstanweisungen keine Bindungswirkung für 

Außenstehende und auch nicht für die Justiz. Dennoch zeigen sie für viele Verfahrenssituationen das zu erwartende Verhalten 

der Finanzbehörden 1.

1 Bilsdorfer („Anweisungen für das Straf- und Bußgeldverfahren [Steuer] 2006“) in NWB Fach 13 S. 1127 ff. weist 
darauf hin: „ ...dass auch interne Anweisungen eine gewisse Außenwirkung haben können....“ Nach Franzen/Gast/
Joecks: Steuerstrafrecht 6. Auflage 2005 zu § 385 Rz. 16 sind die AStBV „... in der Lage, eine Verwaltungsübung zu 
dokumentieren bzw. zu verfestigen, auf die sich im Einzelfall der Beschuldigte berufen kann...“

A.1

2

3
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OrganisationI. 
Da die Aufgaben der Steuerverwaltung den Bundesländern übertragen ist, sind diese auch für den 
Aufbau ihrer Landesfinanzbehörden zuständig (Art. 84 Abs. 1 GG). Die entsprechenden Bestim-
mungen im Finanzverwaltungsgesetz (FVG) treffen selbst keine Regelungen über die Steuerfahn-
dung und die Bußgeld- und Strafsachenstellen. Auch die grundlegende Befugnisnorm des § 208 
AO entscheidet sich für kein bestimmtes Organisationsmodell. 

1. Regionale Besonderheiten und Unterschiede
Im Verwaltungssprachgebrauch wird die Steuerfahndung als „Steufa“, die Bußgeld- und Strafsa-
chenstelle als „BuStra“ abgekürzt. In einigen Bundesländern tragen die BuStra-Stellen auch die 
Bezeichnung „Strafsachen- und Bußgeldstelle“ und werden deshalb dort mit „StraBu“ bezeichnet. 
Die derzeit 71 Bußgeld- und Strafsachenstellen und 70 Steuerfahndungsstellen (Stand: 31.12.2007) 
sind nach unterschiedlichen Organisationsformen in die Landesfinanzverwaltung eingegliedert. 

Praxishinweis: !

Der Steuerberater und Verteidiger, der im Kontakt mit der Steuerfahndung diese verwaltungsinternen Abkürzungen nicht 

einzuordnen weiß, erweckt vor allem für den Fahndungsprüfer den Eindruck, dass er sich in dieser Materie nicht auskennt und 

als Verhandlungspartner nicht ernst genommen werden muss.

a) Spezialfi nanzämter
Die Bußgeld- und Strafsachenstelle und die Steuerfahndung werden organisatorisch einem ei-
genen Finanzamt zugeordnet und bilden neben der allgemeinen Verwaltung die einzigen Abtei-
lungen eines Spezialamtes. Diese Organisationsform ist in Nordrhein-Westfalen mit den Finan-
zämtern für Steuerstrafsachen und Steuerfahndung [StrafaFA] sowie in Niedersachsen und Berlin 
mit den Finanzämtern für Fahndung und Strafsachen [FuSt] gewählt worden. In Hamburg ist 
seit dem 01.07.2005 das Finanzamt für Prüfungsdienste und Steuerstrafsachen [PrüStra] hinzu-
gekommen. 
Als Besonderheit findet in Hamburg keine strenge organisatorische Trennung mehr zwischen der 
Bußgeld- und Strafsachenstelle und der Steuerfahndung statt. Auch deshalb sind in diesem Bun-
desland die Dienstmarken für die Steuerfahnder abgeschafft worden. Es ist nicht auszuschließen, 
dass künftig weitere Bundesländer beide Dienststellen in derartigen sog. „Kombi-Sachgebieten“ 
zusammenführen. Bedenken gegen diese neue Konstellation konzentrieren sich bisher überwie-
gend auf die Rechtsstellung des zuständigen Sachgebietsleiters, bei dem sich Aufgaben aus dem 
Bereich der polizeilichen (Innen-) Verwaltung mit denen der staatsanwaltschaftlichen (Justiz) 
Funktionen vermengen (so Tipke/Kruse: AO, FGO § 208 Tz. 8 m.w.N. und schon Hentschel in 
seinem Aufsatz: „Staatsanwaltschaft und Polizei in Personalunion ?“ in NJW 2006 S. 2300 f. ).

b) Abteilungen eines Festsetzungsfi nanzamts
In allen anderen Bundesländern ist die Bußgeld- und Strafsachenstelle und die Steuerfahndung 
als überbezirkliche Dienststelle gemeinsam einem oder jeweils unterschiedlichen Festsetzungsfi-

4
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nanzämtern zugeordnet. So war in Berlin ursprünglich die für das gesamte Bundesland zustän-
dige Steuerfahndung dem ehemaligen Finanzamt Tiergarten zugewiesen, während die Berliner 
Bußgeld- und Strafsachenstelle beim ebenfalls aufgelösten Finanzamt Charlottenburg-Ost einge-
gliedert war.

c) Fachaufsicht
In vielen Bundesländern sind inzwischen die Oberfinanzdirektionen abgeschafft worden, der da-
mit auch die Dienst- und Fachaufsicht für die Bußgeld- und Strafsachenstellen sowie für die Steu-
erfahndung übertragen war. § 2a FVG i.d.F. vom 04.04.2006 (BGBl. 2006 I S. 846 ff) hat nunmehr 
die Übernahme dieser Aufgabe ausdrücklich geregelt: Beim Verzicht auf die Mittelbehörde gehen 
deren Aufgaben auf die obersten Landesbehörden (also auf das Landesfinanzministerium) über. 

2. Besondere Organisationseinheiten
Für bestimmte Aufgabengebiete sind in den Steuerfahndungsstellen besondere Organisations-
einheiten geschaffen worden. Sie werden zwar oft in den einzelnen Bundesländern unterschied-
lich bezeichnet, ihre Aufgabenzuweisung ist jedoch weitgehend identisch. Nachfolgend sind die 
in dem Berliner Spezialfinanzamt gebräuchlichen Bezeichnungen gewählt worden, wobei sich 
einzelne Abteilungen trotz der zum Teil identischen Bezeichnung wie in den Festsetzungsfinan-
zämtern in ihren Aufgaben deutlich unterscheiden: 

a) Registratur
In der Registratur werden sämtliche Fälle beider Dienststellen verwaltet und die Anschreibungen 
für die Bundesstatistik und die landesspezifischen Statistiken registriert. Dort sind auch die im 
amtlichen Gewahrsam befindlichen Beweismittel erfasst und wird deren Aufbewahrung über-
wacht. Teilweise ist hierfür auch eine gesonderte Verwahrstelle zuständig.

b) Datenerfassung
Die allen Finanzämtern zugeordnete Datenerfassungs- und Kommunikationsstelle (DEKOMM-
Stelle) nimmt hier Aufgaben wahr, die weitgehend nicht mit denen eines Festsetzungsfinanzamts 
vergleichbar sind. Weil weder in der Steuerfahndung noch in der Bußgeld- und Strafsachenstel-
le Steuerbescheide gefertigt werden, steht hier der innerbetriebliche Informationsaustausch, die 
Vernetzung mit den Finanzämtern und den Informationsquellen auch anderer Ermittlungsbehör-
den im Vordergrund. Mit der Einführung eines neuen bundesweit einheitlichen gemeinsamen 
Verwaltungsprogrammes 2 werden die DEKOMM-Stellen (wie bereits jetzt in Berlin) abgeschafft 
werden. Die frei werdenden Dienstkräfte könnten dann die Sonderabteilungen im Bereich der 
Allgemeinen Datenverarbeitung verstärken.

2 s. dazu später unter EOSS und KONSENS im Kapitel „Neue Ermittlungsmöglichkeiten“

8
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c) ADV- oder IT-Prüfer und Internetermittlungen
Für die Sicherung, Sichtbarmachung und Aufbereitung von computergestützen Daten stehen in 
den einzelnen Fahndungsstellen oder zentralisiert in den Bundesländern besonders ausgebildete 
sog. ADV- oder IT – Prüfer zur Verfügung. Diese Dienstkräfte sind mit ihrer besonderen tech-
nischen Ausstattung in der Lage, auch zugriffsgeschützte oder vermeintlich gelöschte Daten bei 
Durchsuchungen oder an Amtsstelle sicher zustellen. Darüber hinaus bilden sie weitere Fahn-
dungsprüfer insbesondere für Maßnahmen im Außendienst aus und übernehmen ADV-spezi-
fische Serviceleistungen – z.B. mit der Erstellung bestimmter Dateien und Programme für die 
einzelnen Fahndungsfälle. Die speziellen Ermittlungen und die Informationsgewinnung im In-
ternet werden in Berlin und anderen Steuerfahndungsstellen z.T. konzentriert für ein Bundesland 
ebenfalls durch eine gesonderte Gruppe geführt.

d) Sonderermittlungsgruppen, Sondereinsatzgruppen oder 
Sondereinsatzkommandos

In den Steuerfahndungsstellen sind z.T. diverse Sondermittlungsgruppen (SEG oder SEK) für die 
unterschiedlichsten Bereiche geschaffen worden. Teilweise werden dort die Ermittlungen auch 
ohne besondere Organisationsformen – ggf. zeitlich begrenzt – schwerpunktmäßig zu folgenden 
Bereichen konzentriert geführt :

Geldwäsche und organisierte Wirtschaftskriminalität ■

Scheinrechnungen im Baunebengewerbe ■

Illegale Beschäftigung und Schwarzarbeit  ■

Prüfung beschränkt steuerpflichtiger Künstler und Sportler ■

Internetermittlungen  ■

Umsatzsteuer-Karussell bzw. Umsatzsteuer-Betrugsfälle ■

In einigen Bundesländern – wie z.B. in Niedersachsen – übernimmt eine sog. „Task-Force“ Er-
mittlungsaufgaben für ein Bundesland, erstellt Risikoprofile und koordiniert z.T. auch die Ermitt-
lungen. Schwerpunktmäßig werden dabei Erkenntnisse im Besteuerungsverfahren nach § 208 
Abs. 1 S. 1 Nr. 3 AO gewonnen und den zuständigen Finanzämtern zur weiteren steuerlichen 
Veranlassung zugeleitet.

Praxishinweis: !

Die Steuerfahndung reagiert schnell auf neue Risikobereiche. Noch vor kurzem gehörten auch die sog. „Bankenfälle“ dazu, 

bei denen die nicht erklärten der Kapitaleinkünfte vor allem aus Luxemburg, aber auch aus Österreich und der Schweiz mit 

großem Personaleinsatz und hohem technischen Aufwand ermittelt wurden. Inzwischen sind diese Verfahren überwiegend 

bundesweit abgeschlossen und die entsprechenden Sonderermittlungsgruppen aufgelöst worden. Verblieben ist allerdings die 

seiner Zeit hierzu in erheblichem Umfang bereitgestellte verbesserte hochwertige und sehr aktuelle technische Ausstattung. In 

vielen Bereichen liegt deshalb nicht nur die technische Ausstattung, sondern auch die Fähigkeit zum Umgang mit den moder-

nen ADV-Programmen und –geräten zumindest nicht mehr hinter den Möglichkeiten der Tatverdächtigen.

Nach den z.T. auf Erklärungen des Bundesfi nanzministeriums zurück zu führenden Presseveröff entlichungen kurz vor Redak-

tionsschluss könnte sich ein neuer Schwerpunkt abzeichnen, der im Zusammenhang mit Kapitalanlagen über Liechtenstei-

nische Stiftungen steht.
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e) Vorprüfgruppe
Die in sehr vielen Steuerfahndungsstelle eingerichtete Vorprüfgruppe ist vor allem zur Bewälti-
gung der eingehenden Massenarbeit bestimmt. Dort werden weitgehend auch die Eingänge bear-
beitet, bei denen zunächst innerhalb von Vorermittlungen die Prüfung des Anfangsverdachts vor-
zunehmen und die Entscheidung über den Einsatz fahndungsmäßiger Mittel zu treffen ist. Auch 
einfache Vorfeldermittlungen im Besteuerungsverfahren werden hier durchgeführt. Außerdem 
sind – auch mit dem Ziel der Entlastung der übrigen Fahndungsprüfer – alle mit geringem Zeit-
aufwand zu erledigenden weiteren Vorgänge, wie Amtshilfeersuchen, Bearbeitung von Kontroll-
mitteilungen und kleine Ermittlungsaufträge der Staatsanwaltschaft, abschließend zu bearbeiten. 

f) Bereitschaftsdienst
Der Bereitschaftsdienst („Bereidi“) nimmt neben der Anzeigenaufnahme auch die Aufgaben ei-
ner sog. „Informations-Zentrale“ wahr, in der die Steuerbürger zunächst ihre Anliegen zentral 
und ohne Terminabsprache für das Finanzamt telefonisch oder persönlich vorbringen können. Er 
ist auch erster Ansprechpartner für alle anderen Behörden.

g) Eingangsgeschäftsstelle
Nicht nur in Berlin übernimmt eine besondere Eingangsgeschäftsstelle neuerdings die Zuteilung 
der Neueingänge an die Vorprüfgruppe oder die Hauptsachgebiete in der Steuerfahndungsstelle. 
Ihr ist häufig auch die Registratur zugewiesen.

h) Leitung der Steuerfahndung und der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle

Die Leiter der Bußgeld- und Strafsachenstellen und der Steuerfahndungsstellen tragen die Be-
zeichnung eines „Hauptsachgebietsleiters“ (HSL Steufa / HSL BuStra bzw. HSL StraBu). Häufig ist 
– wie in Berlin – einer der beiden HSL zugleich Ständiger Vertreter des Vorstehers. Der Vorsteher 
eines Spezialfinanzamtes nimmt auch häufig eine der Aufgaben als HSL wahr. 

i) Qualitätssichernde Abteilungen
In Berlin ist derzeit die Einführung einer dem Vorsteher zugeordneten Abteilung „Personalent-
wicklung, Qualitätsmanagement, Organisation“ vorgesehen, die u.a. innerbetriebliche Abläufe auf 
qualitätssteigernde Änderungen hin prüfen soll.

II. Zuständigkeit
Die anderen mit der Steuerfahndung zusammenarbeitenden Ermittlungsbehörden unterscheiden 
sich durch ihre unterschiedliche Befugnisse und Aufgaben. Zu diesen Ermittlungsbehörden ge-
hören die Bußgeld- und Strafsachenstellen sowie das Finanzamt, die Staatsanwaltschaft, Gerichte 
und die Polizei und neuerdings in größerem Umfang auch die Zollverwaltung mit ihrer „Finanz-
kontrolle Schwarzarbeit (FKS)“
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1. Abgrenzung zu anderen Ermittlungsbehörden
Die Zuständigkeit der Steuerfahndung wird vor allem durch ihre Aufgabe und die Rechtsstellung, 
kaum jedoch durch die örtliche Zuständigkeit begrenzt.

a) Ahndungsbehörde
Nach Art. 92 GG ist die Ahndung von Straftaten ausschließlich den Strafgerichten übertragen. 
Deshalb dürfen weder die Staatsanwaltschaft oder die Bußgeld- und Strafsachenstellen noch die 
Finanzbehörden oder die Steuerfahndung Strafen verhängen. 
Die Verfolgung und Ahndung von Steuerordnungswidrigkeiten hingegen ist nicht der Steuer-
fahndung, sondern der Bußgeld- und Strafsachenstelle – in Ausnahmefällen auch der Staatsan-
waltschaft – zugewiesen. Die Bußgeld- und Strafsachenstelle nimmt hier nach §§ 131 Abs. 3, 36 
Abs. 1 OWiG i.V.m. §§ 409, 387 AO die Aufgaben der zuständigen Verfolgungsbehörde wahr. Teil 
3 der AStBV regelt ab der Nr. 93 umfassend diese Rechtsstellung und Besonderheiten des Verfah-
rens bis hin zur Vollstreckung der Bußgelder. Im Verfahren wegen Ordnungswidrigkeiten sind 
dieselben strafprozessualen Maßnahmen – wie Durchsuchung und Beschlagnahme – zulässig, 
mit deren Vollzug die Steuerfahndung durch die zuständige Verfolgungsbehörde beauftragt wer-
den kann.

b) staatsanwaltschaftliche Befugnisse
Im Steuerstrafverfahren stehen der Steuerfahndung keine staatsanwaltschaftlichen Rechte und 
Pflichten zu, vielmehr ist sie abhängig von deren Anweisungen.
Die Bußgeld- und Strafsachenstellen hingegen sind im Strafverfahren als Finanzbehörde – wenn 
auch eingeschränkt auf einen bestimmten Teil des Ermittlungsverfahrens – für einen bestimmten 
Verfahrensabschnitt mit den Rechten und Pflichten der Staatsanwaltschaft ausgestattet (Nrn. 19 
Abs. 2; 41 AStBV). 
§ 386 Abs. 2 Nr. 1 AO bezeichnet dies als die „selbstständige Ermittlungsbefugnis der Finanzbe-
hörde“ und regelt damit auch die begrenzte Bearbeitungskompetenz der Finanzämter und der 
Steuerfahndung auf steuerliche Delikte. Die Wahrnehmung der staatsanwaltschaftlichen Aufgabe 
durch die Bußgeld- und Strafsachenstellen ist jedoch für eine Vielzahl von Sachverhalten ausge-
schlossen. 
Ergibt sich in einem Steuerstrafverfahren der Verdacht, dass innerhalb des einheitlichen Lebens-
vorgangs, der den Gegenstand der Untersuchung bildet (§ 264 StPO), Straftaten begangen wur-
den, auf die sich die selbstständige Ermittlungsbefugnis der Finanzbehörden nicht erstreckt, sind 
die Vorgänge der Staatsanwaltschaft vorzulegen. Mit dieser etwas umständlichen Formulierung 
stellt Nr. 17 AStBV auch klar, dass die selbstständige Ermittlungskompetenz ausdrücklich nur 
für Steuerdelikte und nicht auf sog. nichtsteuerliche Delikte übertragen wird. Die gegenüber der 
Staatsanwaltschaft entsprechend eingeschränkten und nur für das Steuerstrafverfahren geltenden 
staatsanwaltschaftlichen Befugnisse der Bußgeld- und Strafsachenstelle ergeben sich aus § 399 
Abs. 1 AO. § 386 Abs. 2 Nr. 2 AO regelt für Sonderfälle auch dann die Ermittlungskompetenz, 
wenn bestimmte nichtsteuerliche Delikte mit einer Steuerstraftat zusammentreffen. 
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In Nr. 18 AStBV sind die Voraussetzungen für den Ausschluss der selbstständigen Ermittlungs-
kompetenz der Bußgeld- und Strafsachenstelle und daraus folgend die Pflicht zur Abgabe des 
Einzelfalles an die Staatsanwaltschaft aufgelistet. Daraus ergibt sich auch, dass ein Auftreten von 
Vertretern der Bußgeld- und Strafsachenstelle als Staatsanwalt in der Hauptverhandlung vor den 
Strafgerichten unzulässig ist. Vor allem die Anklage darf nur der Staatsanwalt erheben (§ 400 
AO). Die selbstständige Ermittlungskompetenz der Bußgeld- und Strafsachenstelle endet deshalb 
ebenfalls, wenn aufgrund eines Einspruchs gegen den von ihr beantragten Strafbefehl die Haupt-
verhandlung anberaumt wird (§ 406 Abs.1 AO). 
In Betracht kommt auch eine Abgabe der Verfahren an die Staatsanwaltschaft in den Fällen, die 
wegen der Größenordnung oder aus anderen Gründen, namentlich wegen der Persönlichkeit oder 
der Stellung des Beschuldigten oder wegen des Sachzusammenhangs mit anderen strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahren von besonderer Bedeutung sind. Allerdings ist hier nach Nr. 18 Abs. 2 ASt-
BV eine Abgabe an die Staatsanwaltschaft nicht zwingend vorgesehen. 
Die Staatsanwaltschaft ist aber unverzüglich über derartige Fälle zu informieren. Nr. 72 AStBV 
sieht ohnehin zur Förderung der Zusammenarbeit regelmäßige Kontaktgespräche vor. Diese Ge-
spräche – die auch die Steuerfahndung mit der Staatsanwaltschaft führen soll – dienen der gegen-
seitigen Unterrichtung über die an die Staatsanwaltschaft abzugebenden oder von ihr zu über-
nehmenden Strafsachen. Dabei soll aber auch der Staatsanwaltschaft die Möglichkeit gegeben 
werden, von ihrem sog. Evokationsrecht nach § 386 Abs. 4 Satz 2 AO Gebrauch zu machen und 
damit alle sie interessierenden Fälle von der Bußgeld- und Strafsachenstelle ab und selbst an sich 
zu ziehen. Daneben soll die Staatsanwaltschaft mit der Bußgeld- und Strafsachenstelle allgemeine 
Fragen der Strafzumessung bei Strafbefehlsanträgen erörtern, um eine einheitliche Rechtsanwen-
dung zu gewährleisten. 
Die Bußgeld- und Strafsachenstelle hat die Entscheidung über die Abgabe von Ermittlungsver-
fahren an die Staatsanwaltschaft nach pflichtgemäßem Ermessen zu treffen. Die Steuerfahndung 
kann die Abgabe nur anregen. 
Anstelle einer Ermessensentscheidung ist jedoch nach Nr. 18 Abs. 1 AStBV eine sofortige Abgabe 
erforderlich, wenn besondere Umstände es angezeigt erscheinen lassen, dass das Ermittlungsver-
fahren unter der Verantwortung der Staatsanwaltschaft fortgeführt wird. Dies ist vor allem bei 
den in Nr. 18 Abs. 2 AStBV angeführten Beispielen der Fall.

Praxishinweis: !

In der Praxis erhält die Staatsanwaltschaft auch über die Steuerfahndung (oft gezielt) Kenntnis von bestimmten Ermittlungs-

verfahren der Bußgeld- und Strafsachenstelle und zieht dann diese Verfahren im Rahmen ihres Evokationsrechtes an sich.

Für einen Sonderfall verweist § 386 Abs. 3 AO und Nr. 16 AStBV darauf, dass beim Erlass eines 
Haftbefehls oder eines Unterbringungsbefehls keine Entscheidungsmöglichkeit der Bußgeld- und 
Strafsachenstelle wegen fehlender Ermittlungskompetenz mehr besteht. Dann verbleiben der 
Bußgeld- und Strafsachenstelle – wie stets bei dem Übergang ihrer Zuständigkeit auf die Staatsan-
waltschaft – nach Nr. 84 Abs. 1 AStBV nur noch die Rechte und Pflichten der Behörden des Poli-
zeidienstes sowie die Notkompetenz nach § 399 Abs. 2 AO.
Deshalb ist im selbstständigen Ermittlungsverfahren der Finanzbehörde entgegen der weit ver-
breiteten Auffassung auch nicht die Steuerfahndung, sondern die Bußgeld- und Strafsachenstelle 
als „Staatsanwaltschaft der Finanzverwaltung“ die „Herrin des Ermittlungsverfahrens“. Sie kann 
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dann der Steuerfahndung Anweisungen über Art und Umfang der Ermittlungen geben und auch 
andere Dienststellen und Behörden mit Ermittlungen beauftragen (Nr. 41 AStBV) und damit 
auch die Finanzämter anweisen. 
Die Staatsanwaltschaft und damit auch die Bußgeld- und Strafsachenstelle selbst hat keine aus-
führenden Organe. Deshalb ist sie unmittelbar weisungsbefugt gegenüber den Ermittlungsper-
sonen der Staatsanwaltschaft (§ 152 GVG), zu den auch die Beamten der Steuerfahndung gehören 
(§ 404 AO). Die Staatsanwaltschaft kann deshalb entweder selbst ermitteln oder die Ermittlungen 
durch die Polizei und alle anderen Behörden vornehmen lassen (§ 161 StPO). In § 404 AO und 
§ 152 GVG ist wie auch in allen anderen Gesetzen durch das Erste Gesetz zur Modernisierung der 
Justiz (1. Justizmodernisierungsgesetz – JustizModG) vom 24.08.2004 (BGBl. 2004 I S. 2198 ff.) 
der Begriff der Ermittlungsperson der Staatsanwaltschaft anstelle des „Hilfsbeamten“ eingeführt 
worden.

c) örtliche Zuständigkeit
Fahndungsprüfer können in ganz Deutschland Ermittlungshandlungen vornehmen, weil sich die 
örtliche Ermittlungskompetenz der Steuerfahndung – wie auch die der Bußgeld- und Strafsachen-
stelle – grundsätzlich auf die gesamte Bundesrepublik erstreckt (Nr. 145 AStBV). Der Grund liegt 
darin, dass die AO das gesamte Bundesgebiet als Steuerverwaltungseinheit betrachtet. Deshalb 
kann das zuständige Finanzamt eines Bundeslandes auch auf dem Gebiet eines anderen Amts-
handlungen durchführen (Tipke/Kruse a.a.O. § 208 Tz. 41).

Praxishinweis: !

Überwiegend werden die Ermittlungen zwar durch die örtlich zuständige Steuerfahndungsstelle geführt. Im Wege der 

Amtshilfe kann diese aber auch für eine andere tatsächlich zuständige Steuerfahndung auftreten. Dies ist häufi g bei Durch-

suchungen in anderen Bundesländern ebenso der Fall wie bei Vernehmungen von Beschuldigten und Zeugen. Bei umfang-

reichen Sachverhalten ist dennoch meistens ein Vertreter der örtlich zuständigen Steuerfahndung anwesend.

Die Ermittlungsmöglichkeiten enden an den Staatsgrenzen des jeweiligen Landes. Deshalb dürfen 
hoheitliche Handlungen – wie sie Ermittlungen im Besteuerungs- und im Strafverfahren darstel-
len – nach den Regeln des Völkerrechts grundsätzlich nur auf dem eigenen Staatsgebiet vorge-
nommen werden. Ausnahmen sind weitgehend nur durch eine Einzelfallgenehmigung oder bei 
eng umgrenzten Fallgruppen aufgrund zwischenstaatlicher Vereinbarungen zulässig. 
Ermittlungen der Steuerfahndung im Ausland sind nur mit Zustimmung des entsprechenden 
Staates im Wege der Amts- und Rechtshilfe möglich. Die Teilnahme an Ermittlungshandlungen 
vor Ort ist teilweise jedoch – zumindest innerhalb der Europäischen Union – mit Zustimmung 
möglich.

Praxishinweis: !

Wegen der Vielzahl der Regelungen mit den einzelnen Staaten – selbst innerhalb der Europäischen Union – und auch wegen 

der ständigen Veränderungen muss hierzu auf die spezielle Literatur verwiesen werden 3.

Die zunächst beschränkte örtliche und auch sachliche Zuständigkeit für die Bearbeitung der Vor-
gänge kann nach § 387 Abs. 2 AO für die Bußgeld- und Strafsachenstelle und über § 17 Abs. 2 Satz 

3 Diese Empfehlungen geben auch Rolletschke/Kemper: a.a.O. § 399 AO, die in den Rdnrn. 188 –198 d mit dem Stand 
vom Mai 2007 einen umfassenden Überblick geben.
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3 FVG für die Steuerfahndung durch Rechtsverordnung für den Bereich mehrerer Finanzbehör-
den übertragen werden. Davon haben alle Bundesländer durch ihre Finanzämterzuständigkeits-
verordnungen (FÄZustVO) Gebrauch gemacht. 
Die besondere örtliche Zuständigkeit für die Steuerfahndungsstellen und die Bußgeld- und Straf-
sachenstellen richtet sich ansonsten nach § 388 AO. Danach kann praktisch jede Steuerfahn-
dungsstelle den sie interessierenden Fall bearbeiten, denn die Stelle ist zuständig,

in deren Bezirk die Steuerstraftat entdeckt oder begangen wurde  ■

(Begehungs- / Entdeckungsbehörde),
die bei der Einleitung des Steuerstrafverfahrens für das Besteuerungsverfahren zuständig ist  ■

oder auf die (nach Wohnsitzänderung) die Zuständigkeit übergeht (Besteuerungsbehörde),
in deren Bezirk der Beschuldigte bei der Einleitung des Steuerstrafverfahrens seinen Wohnsitz  ■

hat oder in dem sich der neue Wohnsitz befindet (Wohnsitzbehörde),
in deren Bezirk der Beschuldigte bei der Einleitung des Steuerstrafverfahrens seinen gewöhn- ■

lichen Aufenthalt hat (Aufenthaltsbehörde).
Sind mehrere Stellen zuständig, hat diejenige den Vorrang, die zuerst ein Strafverfahren ein- ■

geleitet hat (Grundsatz der Priorität bzw. des ersten Zugriffs). 
Ein Zuständigkeitswechsel aus sachdienlichen Gründen ist nach § 390 Abs. 2 AO dennoch je- ■

derzeit im Einvernehmen möglich (vgl. auch Nr. 23 AStBV).

d) sachliche Zuständigkeit
Steuerfahndung und Bußgeld- und Strafsachenstelle sind Ermittlungsbehörden deren Ermitt-
lungskompetenz auf bestimmte Steuerdelikte begrenzt ist (§§ 369, 386 Abs. 2 AO). Unter dem 
Begriff der „Steuerdelikte“ oder auch der „Steuerzuwiderhandlungen“ und „Steuerverfehlungen“ 
werden sowohl die Steuerstraftaten als auch die Steuerordnungswidrigkeiten zusammen gefasst. 
Diesen Delikten werden in Nr. 14 AStBV weitere aufgezählte Straftaten mit der Folge gleichge-
stellt, dass auch sie die selbstständige Ermittlungskompetenz der Bußgeld- und Strafsachenstellen  
und die Ermittlungszuständigkeit der Steuerfahndung begründen. 
Für alle anderen sog. nichtsteuerlichen Delikte besteht jedoch keine Ermittlungsbefugnis. In die-
sen Fällen arbeitet die Steuerfahndung dennoch eng mit den anderen zuständigen Ermittlungsbe-
hörden im Auftrag der Staatsanwaltschaft zusammen. Die Bußgeld- und Strafsachenstelle verliert 
dann aber ihre Rechtsstellung als Staatsanwaltschaft und muss den entsprechenden Fall dort hin 
abgeben. Sie kann dann jedoch von der Staatsanwaltschaft wie alle anderen Behörden mit wei-
teren Ermittlungen beauftragt werden (§ 161 Abs. 1 StPO). 
Kommt neben dem Steuerdelikt ein Allgemeindelikt (wie z.B. häufig die Urkundenfälschung des 
§ 267 StGB oder der Beitragsvorenthaltung des § 266a StGB) hinzu oder ist die Zuständigkeit der 
Bußgeld- und Strafsachenstelle aus anderen Gründen nicht mehr gegeben, gilt die ansonsten oh-
nehin für alle Straftaten bestehende generelle Zuständigkeit der Staatsanwaltschaft. Auch das Ge-
richt kann in das Ermittlungsverfahren eingebunden sein und selbst Ermittlungen durchführen 
oder veranlassen.
Die genaue Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen dem Finanzamt, der Steuerfahndung, den 
Bußgeld- und Strafsachenstellen sowie der Staatsanwaltschaft ist in den §§ 386 ff. AO geregelt; 
weitere sehr detaillierte Abgrenzungskriterien für die begrenzte Zuständigkeit der Finanzbehörde 
ergeben sich aus den Nrn. 12 ff.; 136 ff. AStBV.
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